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Kantonsrat 

 

 

 

Dingliches Postulat Andreas Bärtschi und Mit. über die Vernehmlassungsant-

wort des Kantons Luzern bezüglich dem Entlastungspaket 27 des Bundesrats 

und der geplanten Tariferhöhung bei Vorsorge-Kapitalbezügen 

 

eröffnet am   

 

 

Der Regierungsrat des Kantons Luzern wird beauftragt, in der Vernehmlassungsantwort auf 

das Entlastungspaket 27 des Bundesrates, die geplante Tariferhöhung bei Vorsorge-Kapital-

bezügen abzulehnen. 

 

Begründung: 

Der Bund hat aktuell ein strukturelles Defizit und gibt mehr Geld aus, als dass er einnimmt. 

Folgerichtig hat der Bundesrat am 29. Januar 2025 ein Entlastungspaket (EP271) verabschie-

det. Die Vorlage soll den Bundeshaushalt um 2.7 bis 3.6 Milliarden entlasten und wieder ins 

Gleichgewicht bringen. Wichtig dabei zu erwähnen ist, dass die Bundesausgaben auch mit 

Entlastungspaket weiterhin um über 2 % pro Jahr anwachsen werden. Das Paket umfasst ins-

gesamt 59 Massnahmen. 57 Massnahmen betreffen die Ausgabeseite und zwei Massnahmen 

betreffen die Einnahmenseite. Das gestartete Vernehmlassungsverfahren dauert bis am 5. Mai 

2025. 

 

Der Regierungsrat des Kantons Luzern soll sich im Vernehmlassungsverfahren gegen die ge-

plante Erhöhung der Tarife für Vorsorgekapitalbezüge aussprechen. Dies unter anderem aus 

den folgenden Gründen: 

 

Bund hat ein Ausgaben- und kein Einnahmenproblem 

An der Medienkonferenz vom 12. Februar 2025 zum provisorischen Rechnungsab-

schluss des Bundes bestätigte die Finanzministerin Karin Keller-Sutter zum wiederhol-

ten Mal: «Wir haben ein Ausgabenproblem.» (LZ2) Es ist also angezeigt, die Probleme 

auf der Ausgabenseite zu lösen und nicht noch mehr Einnahmen zu generieren. Es kann 

nicht sein, dass die einfachen Bürger nun die mangelnde Ausgabendisziplin von Bun-

desbern berappen müssen.  

 

Treu und Glauben wird verletzt 

Die Altersvorsorge gehört seit Jahren zu den Top-Themen im Schweizer Sorgenbaro-

meter. Es ist also nicht weiter erstaunlich, dass viele Bürgerinnen und Bürger ihre Eigen-

verantwortung wahrnehmen und sich selbst um ihre Altersvorsorge kümmern. Gemäss 

 
1 EP27 https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-103967.html#:~:text=Das%20Gesamtvolumen%20des%20Entlastung-

spakets%20betr%C3%A4gt,dem%20die%20vorliegende%20Vernehmlassung%20erfolgt. 

 
2 LZ https://www.luzernerzeitung.ch/schweiz/geldsorgen-der-bundeshaushalt-schliesst-um-25-milliarden-besser-ab-als-geplant-ld.2734986 

 

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-103967.html#:~:text=Das%20Gesamtvolumen%20des%20Entlastungspakets%20betr%C3%A4gt,dem%20die%20vorliegende%20Vernehmlassung%20erfolgt
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-103967.html#:~:text=Das%20Gesamtvolumen%20des%20Entlastungspakets%20betr%C3%A4gt,dem%20die%20vorliegende%20Vernehmlassung%20erfolgt
https://www.luzernerzeitung.ch/schweiz/geldsorgen-der-bundeshaushalt-schliesst-um-25-milliarden-besser-ab-als-geplant-ld.2734986
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Bundesamt für Statistik haben 2019 rund 60 % der erwerbstätigen Bevölkerung Einzah-

lungen in die 3. Säule vorgenommen, Tendenz steigend. Genau diese Bevölkerung soll 

nun die Zeche für eine missglückte Finanzpolitik des Bundes zahlen. Eine Pensionierung 

wird oftmals Jahre im Voraus geplant und aufgegleist (inkl. Bezüge der 2. und 3. Säule). 

Nun will der Bund innert Monaten plötzlich die Spielregeln anpassen. Dies widerspricht 

Treu und Glauben und könnte im schlimmsten Fall sogar dafür sorgen, dass einzelne 

Arbeitnehmende ihre Pensionierung kurzfristig vorverlegen und damit den Arbeitskräf-

temangel weiter anheizen.  

 

Volkswille umsetzen 

Am 22. September 2024 hat die Luzerner Stimmbevölkerung die Steuergesetzrevision 

im Kanton Luzern deutlich mit 66.9 % angenommen. Ein wichtiger Bestandteil der Revi-

sion war die Reduktion der Besteuerung von Kapitalleistungen aus Vorsorgebezügen, 

wofür sich die Luzernerinnen und Luzern klar ausgesprochen haben. Mit den Plänen 

des Bundes wird diese Erleichterung für die Luzerner Bevölkerung wieder zunichte ge-

macht. Die Empörung über die geplante Steuererhöhung war gross, so wurde innert 

weniger Tage eine Petition mit über 40 000 Unterstützerinnen und Unterstützer einge-

reicht (Petition3). 

 

Die Luzerner Regierung wird aufgefordert, sich in der Vernehmlassung dahingehend zu äus-

sern, dass die Tarife für Vorsorgebezüge auf Bundesebene nicht angepasst und aus dem Ent-

lastungspaket 27 gestrichen werden.  

 

Andreas Bärtschi 

 

 

 

 

 
3 Petition https://www.nein-zur-vorsorgesteuer.ch/  

https://www.nein-zur-vorsorgesteuer.ch/

